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Wie aus einem sichergestellten Brief ersichtlich, orientiert 
das BMB darauf, wegen erwiesener Erfolglosigkeit keine 
weiteren Organisationen und Einrichtungen neben dem 31,13 in 
die Übersiedlungsbemühungen von DDR-Bürgern einzuschalten, 
und instruiert ebenso wie das Bundeskanzleramt, die geführte 
Korrespondenz nicht in die DDR zu übersenden. Weiterhin liegen 
Aussagen darüber vor, daß ein Mitarbeiter des 313 eine in die 
BRD reisende DDR-Bürgerin zum ungesetzlichen Verbleib ver- 
anlaßte und diese über ihre persönlichen und beruflichen 
Verhältnisse in der DDR abzuschöpfen ̂ Versuchte.

In Einzelfällen entwickelten weitere Stellen und Personen in 
der BRD, wie Oberbürgermeister, Stadträte, Abgeordnete aller 
Fraktionen des Bundestages und das DRK der BRD Aktivitäten 
zur Unterstützung feindlich-negativer Kräfte in der DDR.

In einem Ermittlungsverfahren 'wurden ein Schreiben des> __■ M H M R I  "Saarbrücker Zeitung",
f yV H M B ^ a n  einen DDR-Bürger mit Bekundung seiner Anteilnahme 

für die Bestrebungen der Familie zur Übersiedlung in die BRD 
und ein von einem BRD-Bürger übermittelter, als Abschrift 
eines Schreibens von er Temt
sichergestellt, in dem die Hoffnung zum Ausdruck gebracht 
wird, daß der Druck der ausreisewilligen DDR-Bürger mit dazu 
beiträgt, großzügiger bei den Ausreisebewilligungen zu ver
fahren.
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